
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 

Satzung des 
  

FV Ottersdorf  e.V.   
 

 



 
 

 

 
§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr 

1.  
 

 
2. Der Verein hat seinen Sitz in Rastatt-Ottersdorf und ist im Vereinsregister 

beim Amtsgericht Rastatt eingetragen. 
 

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 
§ 2 Vereinszweck und Ziele 

1. Vereinszweck ist die Förderung des Fußballsports durch die Beschaffung von 
Mitteln für die Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke einer anderen 
Körperschaft (§ 58 Nr. 1 AO), nämlich für den als gemeinnützig anerkannten 

 (Sportverein). 
 
Dessen Vereinszweck ist die Pflege und die Förderung des Fußballsports. Der 
Verein setzt sich zur Aufgabe, nach dem Grundsatz der Freiwilligkeit und un-
ter Ausschluss von parteipolitischen, rassistischen und konfessionellen Ge-
sichtspunkten der Gesundheit, der Allgemeinheit und der Jugend zu dienen. 
 
 

§ 3 Zweckerfüllung, -erreichung, -verwirklichung 
Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch Beschaffung nach-
folgender Mittel, Beiträge, Spenden sowie durch Veranstaltungen, die der 
Werbung für den geförderten Zwecke dienen. 
 
 

§ 4 Steuerbegünstigte Zwecke 
1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

S  
(§§ 51 ff. AO). Er ist ein Förderverein i. S. von § 58 Nr. 1 AO, der seine Mittel 
ausschließlich zur Förderung der in § 2 der Satzung genannten steuerbegüns-
tigten Einrichtung verwendet.  
 

2.  Der Verein ist selbstlos tätig  er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftli-
che Zwecke. 
 

3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet 
werden. 
 

4. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins und erhal-
ten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder bei Aufhebung des Ver-
eins weder einbezahlte Beträge zurück, noch haben sie irgendeinen Anspruch 
auf Vereinsvermögen. 
 



 
 

 

 
5. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd 

sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 

6. Vorstandsämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt.  
 

7. Durch Beschluss der Gesamtvorstandschaft kann abweichend von Abs. 4 eine 
angemessene Aufwandsentschädigung bei Beachtung der haushaltsrechtli-
chen Vorgaben gewährt werden.  
 

 
§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft 
 

1. Mitglied des Fördervereins kann jedermann werden. 
 

2. Die Aufnahme eines Mitglieds erfolgt durch einen Beschluss des Vorstandes 
aufgrund eines schriftlichen Aufnahmeantrages, der an den Verein zu richten 
ist. Der Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf der Unterschrift eines gesetzli-
chen Vertreters. 

 
3. Eine Ablehnung des Aufnahmeantrages durch den Vorstand, die keiner Be-

gründung bedarf, ist unanfechtbar. 
 
 
§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 
 

1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 
 

2. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung an den Vorstand. Der Austritt 
ist unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zum Schluss eines Ge-
schäftsjahres zulässig. 

 
3. Der Ausschluss eines Mitglieds kann durch den Vorstand beschlossen wer-

den, wenn das Mitglied 
 

- die Bestimmungen der Satzung, Ordnungen oder die Interessen des 
Vereins verletzt 

- die Anordnung oder Beschlüsse der Vereinsorgane nicht befolgt 
- mit der Zahlung seiner Verpflichtungen gegenüber dem Verein trotz 

zweimaliger schriftlicher Mahnung im Rückstand ist. 
 

Vor der Entscheidung über den Ausschluss hat der Vorstand dem Mitglied Ge-
legenheit zu geben, sich mündlich oder schriftlich zu äußern; hierzu ist das 
Mitglied schriftlich aufzufordern. Die Entscheidung über den Ausschluss ist 
schriftlich zu begründen und dem Betroffenen mittels eingeschriebenem Brief 
bekannt zugeben. Gegen den Ausschluss steht dem Betroffenen kein Beru-
fungsrecht zu. 
 
 



 
 

 

 
§ 7 Beiträge 

1. Die Mitglieder sind zur Entrichtung von Beiträgen verpflichtet. Die Höhe der 
Beiträge, der Aufnahmegebühren, der Umlagen sowie weitere Einzelheiten 
werden  in der Beitragsordnung geregelt, die von der Vorstandsschaft be-
schlossen wird. 
Durch die Mitgliederversammlung können auch sonstige Dienstleistungen, die 
von den Mitgliedern zu erbringen sind, beschlossen werden. 
 

 
§ 8 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

1. Für die Mitglieder sind diese Satzung und die Ordnungen des Vereins sowie 
die Beschlüsse der Vereinsorgane verbindlich. Die Mitglieder sind verpflichtet, 
die Vereinsinteressen zu fördern und alles zu unterlassen, was dem Ansehen 
und dem Zweck des Vereins entgegensteht. 

 
2. Jedes volljährige ordentliche Mitglied ist berechtigt, an der Willensbildung im 

Verein durch Ausübung des Antrags-, Diskussions- und Stimmrecht an der 
Mitgliederversammlung teilzunehmen. 

 
3. Die ordentlichen Mitglieder sind berechtigt, an allen Veranstaltungen des Ver-

eins teilzunehmen und die Einrichtungen des Vereins zu benutzen. 
 

4. Die außerordentlichen Mitglieder sind berechtigt, nach Maßgabe der vom Vor-
stand gefassten Beschlüsse bestimmte Einrichtungen des Vereins zu benut-
zen. 

 
 
§ 9 Organe 

Die Organe des Vereins sind 
- die Mitgliederversammlung 
- der Vorstand 

 
 
§ 10 Vorstand 

1. Den Vorstand bilden: 
- der/die 1. Vorsitzende 
- der/die stellvertretende Vorsitzende 
- der/die Kassier/erin  
- der/die Schriftführer/in, gleichzeitig Pressewart/in 

 
2. Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind: 

- der/die 1. Vorsitzende 
- der/die stellvertretende Vorsitzende  

 
 
 



 
 

 

 
Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch je zwei Mitglieder des 
Vorstandes, darunter der/die Vorsitzende oder der/die stellvertretende Vorsit-
zende, vertreten. 

 
3. Die Vorstandsmitglieder werden durch die Mitgliederversammlung alle 2 Jahre 

neu gewählt.  
 

4. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Vorstandmitgliedes kann der Vorstand bis 
zur nächsten Mitgliederversammlung ein neues Mitglied kommissarisch beru-
fen. 

 
5. Der Vorstand erledigt alle laufenden Vereinsangelegenheiten, insbesondere 

obliegt ihm die Verwaltung des Vereinsvermögens. Er ist für alle Aufgaben zu-
ständig, die nicht durch die Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen 
sind. Die Zuständigkeiten der einzelnen Vorstandsmitglieder können in einem 
Aufgabenverteilungsplan festgelegt werden. 

 
6. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmen-

gleichheit entscheidet die Stimme des/der Vorsitzenden, bei dessen Abwe-
senheit die seines/r Vertreters/in. 
Der Vorstand ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder be-
schlussfähig. 
 

7. Der Vorstand kann bei Bedarf für bestimmte Vereinsaufgaben Ausschüsse 
bilden, deren Mitglieder vom Vorstand berufen werden. Die Sitzungen der 
Ausschüsse erfolgen nach Bedarf und werden durch den zuständigen Leiter 
einberufen. Über die Ergebnisse der Sitzung ist der Vorstand zu unterrichten. 
Die Ausschüsse sind in ihrem Aufgabenbereich selbständig, sie unterstehen 
jedoch der Weisungsbefugnis des Vorstandes. 

 
 
§ 11 Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung findet jährlich statt. 
 

2. Die Mitgliederversammlung ist vom/von der 1. Vorsitzenden, bei dessen/deren 
Verhinderung, vom/von der stellvertretenden Vorsitzenden durch Veröffentli-
chung im  sowie im Rastatter 

 unter Einhaltung einer Frist von 2 Wochen und unter 
Bekanntmachung der Tagesordnung, in der die Gegenstände der Beschluss-
fassung zu bezeichnen sind, einzuberufen. 

 
3. Anträge zur Mitgliederversammlung können vom Vorstand und jedem Mitglied 

gestellt werden. Sie müssen spätestens 1 Woche vor der Mitgliederversamm-
lung beim/bei der 1. Vorsitzenden eingereicht werden. Später eingehende An-
träge können nur beraten und beschlossen werden, wenn zwei Drittel der an-
wesenden stimmberechtigten Mitglieder die Dringlichkeit anerkennen. 



 
 

 

 
4. Die Mitgliederversammlung hat folgende Aufgaben: 

 
- Entgegennahme der Jahresberichte des Vorstandes 
- Entgegennahme der Berichte der Kassenprüfer/innen 
- Entlastung des Vorstandes 
- Wahl des Vorstandes 
- Wahl der Kassenprüfer/innen 
- Festsetzung der Beiträge, Aufnahmegebühren, Umlagen und sonstiger 

Dienstleistungspflichten gemäß § 7 der Vereinssatzung 
- Beratung und Beschlussfassung über vorliegende Anträge 
- Beschlussfassung über Satzungsänderungen und Auflösung des Ver-

eins 
 

5. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienen 
Mitglieder beschlussfähig. Die Beschlussfähigkeit erfolgt durch einfache 
Stimmenmehrheit  Stimmenthaltung und ungültige Stimmen werden nicht 
gezählt. 

 
6. Beschlüsse über Satzungsänderungen und Auflösung des Vereins erfordern 

eine Mehrheit von drei Viertel der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. 
 

7. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung sind vom/von der Protokollfüh-
rer/in und vom/von der 1. Vorsitzenden, bei dessen/deren Verhinderung 
vom/von der stellvertretenden Vorsitzenden zu unterschreiben. 
 

8. Der Vorstand kann außerordentliche Mitgliederversammlungen einberufen. 
Hierzu ist er verpflichtet, wenn das Interesse des Vereins es erfordert, oder 
die Einberufung von einem Viertel aller stimmberechtigten Vereinsmitglieder 
unter Angabe des Zwecks und des Grundes die gegenüber dem Vorstand 
schriftlich verlangt wird. 

 
 
§ 12 Auflösung 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung be-
schlossen werden, bei deren Einberufung die Beschlussfassung über die Ver-
einsauflösung angekündigt wird. 
 

2. Die Einberufung einer solchen Mitgliederversammlung kann nur erfolgen, 
wenn es 

a) der Vorstand mit einer Mehrheit von drei Vierteln aller seiner Mitglieder 
beschlossen hat oder 

b) von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Vereins schrift-
lich angefordert wurde.  
 

3. Die Auflösung des Vereins kann nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der 
erschienenen stimmberechtigten Mitglieder beschlossen werden. Die Abstim-
mung ist namentlich vorzunehmen. 
 



 
 

 

 
4. Für den Fall der Auflösung bestellt die Mitgliederversammlung zwei Liquidato-

ren, die die Geschäfte des Vereins abzuwickeln haben. 
 

5. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das 
Vermögen an den Fußballverein Ottersdorf e. V. 1935, der es unmittelbar und 
ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zur Förderung des verwenden darf. 
 

 
§ 13 Inkrafttreten 

Diese Satzung wurde bei der Mitgliederversammlung am 14.04.2012 beschlos-
sen. 
 
 
Rastatt-Ottersdorf, 14. April 2012 

 


